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Vernehmlassungsvorlage vom 
18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

1. Verordnung über die Qualitäts-
standards für familienergänzende 
Kinderbetreuung in der Stadt Aarau 

   

Der Stadtrat,    

gestützt auf Art. 2 Abs. 2 
der Verordnung über die Aufnahme 
von Pflegekindern (Pflegekinderver-
ordnung, PAVO) vom 19. Oktober 
19771), § 18 Abs. 2 
des Einführungsgesetzes zum 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG 
ZGB) vom 27. Juni 20172) und § 3 des 
Gesetzes über die familienergänzende 
Kinderbetreuung (Kinderbetreuungs-
gesetz, KiBeG) vom 12. Januar 20163), 

   

beschliesst:    

I.    

                                                   
1) SR 211.222.338 
2) SAR 210.300 
3) SAR 815.300 
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1. Allgemeine Bestimmungen         

§  1 
Grundsatz 

   

1 Beim Entscheid über die Erteilung 
oder den Entzug einer Bewilligung so-
wie bei der Ausübung der Aufsicht ist 
vorrangig das Kindeswohl zu berück-
sichtigen. 

   

§  2 
Geltungsbereich 

   

1 Die Verordnung legt Minimalkriterien 
für die Führung einer Kindertagesstätte 
(§ 3 Abs. 1 lit. c des Reglements über 
die familienergänzende Kinderbetreu-
ung [Kinderbetreuungsreglement, Ki-
BeR] vom xx.xx.xxxx4)) fest. 

   

2 Die Qualitätsstandards gelten für alle 
Angebote der familienergänzende Kin-
derbetreuung nach § 4 KiBeR. 

   

                                                   
4) SRS x.x-x 
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2. Betriebsbewilligung und Melde-
pflicht 

        

§  3 
Betriebsbewilligung bei Kindertagesstätten 

   

1 Betreuungseinrichtungen benötigen 
eine Betriebsbewilligung für die Ta-
gesbetreuung, wenn sie folgende Kri-
terien erfüllen: 

   

a) Kinderkrippen (§ 3 Abs. 1 lit. d Ki-
BeR): 

   

1. die mehr als 5 Plätze anbieten und    

2. während mindestens 5 halben Ta-
gen oder während mindestens 20 
Stunden pro Woche geöffnet sind; 

   

b) Tagesstrukturen (§ 3 Abs. 1 lit. e 
KiBeR): 

   

1. die mehr als 5 Plätze anbieten und    

2. regelmässig während mindestens 5 
halben Tagen oder während mindes-
tens 20 Stunden pro Woche geöffnet 
sind. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

2 Betreuungseinrichtungen gemäss 
Absatz 1 benötigen für 
die Nachtbetreuung von bis zu zwei 
Nächten pro Woche keine zusätzliche 
Bewilligung. 

Die Grünen verlangen eine Ver-
schärfung der Vorschriften für die 
Nachtbetreuung.  

Das Bundesamt für Wirtschaft 
(seco) und der Branchenverband 
kibesuisse haben kürzlich die 
Frage der Nachtarbeit im Bereich 
der familienergänzenden Kinder-
betreuung geklärt. Gemäss Ar-
beitsgesetz ArG (§16) ist die 
Nachtarbeit von 23.00 bis 6.00 
Uhr grundsätzlich untersagt. In 
den Verordnungen zum Arbeits-
gesetz sind Ausnahmen aufge-
führt. Keine davon ist explizit auf 
den Bereich der familienergän-
zenden Kinderbetreuung ausge-
richtet. Zuständig für die Bewilli-
gung von Nachtarbeit ist das kan-
tonale Arbeitsinspektorat, im Kan-
ton Aargau liegt die Kompetenz 
dafür beim Amt für Wirtschaft und 
Arbeit (AWA). Das AWA hat bis 
heute noch keine neue Weisung 
erarbeitet. Deshalb muss die vom 
Stadtrat festgelegte Regelung 
geändert werden. 
 
Die Nachtbetreuung wurde bisher 
in keinem Regelwerk der Quali-
tätsstandards für vorschul- und 
schulergänzende Tagesstrukturen 
in der Stadt Aarau festgelegt. 

2 Betreuungseinrichtungen ge-
mäss Absatz 1 benötigen für 
die Nachtbetreuung von bis zu 
zwei Nächten pro Woche keine 
zusätzliche Bewilligung. 
 
2 Die Nachtbetreuung ist nur unter 
Einhaltung der arbeitsgesetzli-
chen Vorschriften und der kanto-
nalen Vorgaben zulässig. Allen-
falls notwendige Bewilligungen 
müssen vor Aufnahme der Nacht-
betreuung vorliegen. 
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3 Die Verantwortung für die Nachtbe-
treuung liegt im Fall von Absatz 2 voll-
umfänglich bei der Trägerschaft der 
Einrichtung. Bei Beschwerden kann 
der Stadtrat Anordnungen zur Behe-
bung der Mängel oder die Aufhebung 
der Nachtbetreuung verfügen (Art. 1 
Abs. 2 PAVO). 

  3 Die Verantwortung für die 
Nachtbetreuung liegt im Fall von 
Absatz 2 vollumfänglich bei der 
Trägerschaft der Einrichtung. Bei 
Beschwerden kann der Stadtrat 
Anordnungen zur Behebung der 
Mängel oder die Aufhebung der 
Nachtbetreuung verfügen (Art. 1 
Abs. 2 PAVO). 

4 Betreuungseinrichtungen gemäss 
Absatz 1 bedürfen bei Nachtbetreuung 
von 4 oder mehr Kindern von mehr als 
zwei Nächten pro Woche neben der 
Betriebsbewilligung gemäss Absatz 1 
eine Betriebsbewilligung des Departe-
ments Bildung, Kultur und Sport (BKS). 
Die Bewilligung muss vor der Aufnah-
me von Kindern zur Betreuung über 
Nacht vorliegen. 

  4 Betreuungseinrichtungen ge-
mäss Absatz 1 bedürfen bei 
Nachtbetreuung von 4 oder mehr 
Kindern von mehr als zwei Näch-
ten pro Woche neben der Be-
triebsbewilligung gemäss Absatz 
1 eine Betriebsbewilligung des 
Departements Bildung, Kultur und 
Sport (BKS). Die Bewilligung 
muss vor der Aufnahme von Kin-
dern zur Betreuung über Nacht 
vorliegen. 

§  4 
Betriebsbewilligung und Meldepflicht von Tagesfamilien 

   

1 Die Tagesfamilie betreut in ihrem 
Haushalt gleichzeitig maximal fünf 
Kinder (inklusive eigene Kinder) unter 
12 Jahren. Kleinkinder (Tageskinder 
und eigene Kinder) bis 18 Monate 
werden mit dem Faktor 1.5 gerechnet.  

   

2 Die Tagesbetreuung in Tagesfamilien 
ist bewilligungsfrei. 
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3 Die Tagesfamilie bedarf bei Nachtbe-
treuung von mindestens einem Kind 
von mehr als 2 Nächten pro Woche 
einer Pflegeplatzbewilligung. 

   

4 Tagesfamilien müssen melden:    

a) die regelmässige Betreuung (stun-
denweise, halb- oder ganztags je-
weils pro Woche) von mindestens ei-
nem Kind gegen Entgelt, 

   

b) die Nachtbetreuung von mindestens 
einem Kind von bis zu zwei Nächten 
pro Woche. 

   

3. Bewilligungsvoraussetzungen         

3.1 Grundlagenpapiere und Grösse 
der Kindergruppen 

        

§  5 
Qualitätsstandards 

   

1 Die Qualitätsstandards umfassen die 
Strukturqualität einer Betreuungsein-
richtung, insbesondere: 

   

a) die Anforderungen an das Personal 
(Ziffer 3.2), 

   

b) die räumliche Infrastruktur (Ziffer 
3.3), 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

c) die konzeptionellen Unterlagen be-
treffend Betreuung und Vorkehrun-
gen zur Gewährleistung der Sicher-
heit der Kinder (Ziffer 3.4). 

   

§  6 
Grundlagenpapiere 

   

1 Die Kindertagesstätten verfügen über 
folgende Grundlagenpapiere, die für 
die Eltern und die Stadt Aarau einseh-
bar sind: 

   

a) Pädagogisches Konzept,    

b) Betriebskonzept,    

c) Betriebsreglement.    

2 Im pädagogischen Konzept hat die 
Kindertagesstätte die Zielsetzung für 
ihr Engagement in der familienergän-
zenden Kinderbetreuung festzuhalten 
sowie welche Bedürfnisse sie zu be-
friedigen und welche Lücken sie zu 
schliessen versucht. Die Kindertages-
stätte formuliert die Zielgruppe, die 
sozialpädagogischen Ziele, die 
Spielmöglichkeiten sowie die Überle-
gungen zur Gruppenzusammenset-
zung und -grösse, zur Gestaltung des 
Tagesablaufs und zur Zusammenar-
beit mit den Eltern und bei Tagesstruk-
turen die Zusammenarbeit mit der 
Schule. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

3 Im Betriebskonzept sind die organi-
satorischen, personellen, betrieblichen 
und finanziellen Grundsätze zu be-
schreiben. Es sind die Zuständigkeiten 
und Aufgaben der Trägerschaft und 
der Leitung zu regeln, sowie das An-
forderungsprofil an das Personal, den 
Stellenschlüssel, die Personalführung 
und die Fort- und Weiterbildung. Die 
Grösse, Nutzung und Gestaltung der 
vorhandenen Räume sowie des Aus-
senraums sind zu beschreiben. 

   

4 Im Betriebsreglement werden Aussa-
gen zur angebotenen Dienstleistung 
getroffen. Es enthält insbesondere An-
gaben zum Aufnahme- und Aus-
schlussverfahren, zu den Öffnungszei-
ten, zum Beitrag der Erziehungsbe-
rechtigten, zur Rechnungsstellung, zu 
den Kündigungsfristen, zu den Melde-
fristen für An- und Abmeldung sowie 
zu den Änderungen des Betreuungs-
umfangs sowie 
den Versicherungsfragen. 
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§  7 
Grösse der Kindergruppen 

   

1 In Kinderkrippen hat eine Kinder-
gruppe in der Regel 12 Plätze. Kleinst-
kinder bis 18 Monate beanspruchen 
1,5 Plätze, Kinder ab 18 Monate bis 
zum Kindergarteneintritt 1 Platz. 

Ein Teil der Trägerschaften for-
dert, auf die Festsetzung von 
Gruppengrössen zu verzichten.  

Auf die Forderung der Träger-
schaften, auf die Festschreibung 
von Gruppengrössen in der Ver-
ordnung zu verzichten, ist nicht 
einzugehen. Die Festlegung einer 
Regel zur Gruppengrösse hat 
zum Ziel, den notwendigen Per-
sonalbedarf und die notwendige 
Infrastrukturellen Rahmenbedin-
gungen zu ermitteln. Die aktuelle 
Regelung lässt den Trägerschaf-
ten Spielraum. Mit der Formulie-
rung, dass in Kinderkrippen „in 
der Regel“ eine Gruppengrösse 
von 12 Betreuungsplätzen anzu-
visieren ist, können die Kinder-
krippen konzeptionell andere 
Gruppengrössen vorsehen oder 
andere Konzepte verfolgen (z. B. 
Offene Kindergruppe).  
 

(Keine Änderung) 

2 In Tagesstrukturen hat eine Kinder-
gruppe in der Regel 22 Plätze. Ein 
Kind beansprucht 1 Platz. 
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3.2 Personal         

§  8 
Personalbedarf in Kinderkrippen 

   

1 In jeder Kindergruppe ist immer min-
destens eine pädagogisch ausgebilde-
te Betreuungsperson anwesend. Bei 
mehr als 6 Plätzen muss mindestens 
immer eine zweite Betreuungsperson 
anwesend sein. Ab 13 Plätzen ist zu-
sätzlich eine pädagogisch ausgebilde-
te Betreuungsperson notwendig. 

   

2 Im unmittelbaren Betreuungsbereich 
sind mindestens so vie-
le ausgebildeten wie pädagogisch ge-
eigneten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter erforderlich. Ist nur eine Betreu-
ungsperson erforderlich, muss sie pä-
dagogisch ausgebildet sein. 

   

3 Während den Randzeiten mit mini-
maler Belegung muss mindestens eine 
pädagogisch ausgebildete Person an-
wesend sein. Ab 7 belegten Plätzen ist 
eine zweite Betreuungsperson erfor-
derlich. 

   



 
 
 

11 
 

 
Vernehmlassungsvorlage vom 
18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

4 Die Leitung der Kinderkrippe ist für 
Führungsaufgaben (wie Personalfüh-
rung, konzeptionelle Aufgaben, Admi-
nistration, Rechnungswesen) in ange-
messenem Umfang von der Betreuung 
freigestellt. Der Umfang richtet sich 
nach den tatsächlich zu übernehmen-
den Aufgaben. Grundsätzlich soll für 
die Leitung einer Kinderkrippe bis 12 
Plätze (eine Kindergruppe) ein Pen-
sum von rund 30 % zur Verfügung ste-
hen, für jede weitere Kindergruppe 
kommen mindestens 20 Stellenprozen-
te hinzu. 

   

5 Neben dem Betreuungspersonal ver-
fügt die Kinderkrippe auch über Haus-
wirtschafts- und Administrationsperso-
nal, sofern diese Arbeiten nicht ehren-
amtlich erbracht werden. 

   

§  9 
Personalbedarf in Tagesstrukturen 

   

1 In jeder Kindergruppe ist immer min-
destens eine pädagogisch ausgebilde-
te Betreuungsperson anwesend. Bei 
Gruppen von mehr als 11 Plätzen 
muss mindestens immer eine zweite 
Betreuungsperson anwesend sein. Ab 
23 Plätzen ist zusätzlich eine pädago-
gisch ausgebildete Betreuungsperson 
notwendig. 
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2 Im unmittelbaren Betreuungsbereich 
sind mindestens so viele ausgebildete 
wie pädagogisch geeignete Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter erforderlich. Ist 
nur eine Betreuungsperson erforder-
lich, muss sie ausgebildet sein. 

   

3 Während den Randzeiten mit mini-
maler Belegung muss mindestens eine 
ausgebildete Person anwesend sein. 
Ab 12 belegten Plätzen ist eine zweite 
Betreuungsperson erforderlich. 

   

4 Die Leitung ist für Führungsaufgaben 
(wie Personalführung, konzeptionelle 
Aufgaben, Administration, Rech-
nungswesen) in angemessenem Um-
fang von der Betreuung freigestellt. 
Der Umfang richtet sich nach den tat-
sächlich zu übernehmenden Aufgaben. 
Für die Leitung bis 22 Plätze (eine 
Kindergruppe) muss ein Pensum von 
rund 30 % zur Verfügung stehen, bis 
33 Plätze von 40 % und für bis zu 
44 Plätze von 50 %. 

   

5 Neben dem Betreuungspersonal ver-
fügt die Tagesstruktur auch über 
Hauswirtschafts- und Administrations-
personal, sofern diese Arbeiten nicht 
ehrenamtlich erbracht werden. 
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§  10 
Ausbildung und Qualifikation 

   

1 Als anerkannte Ausbildungen für pä-
dagogisches Fachpersonal gelten: 

   

a) Fachfrau / Fachmann Betreuung 
EFZ Fachrichtung Kinderbetreuung, 

   

b) Kindererzieherin / Kindererzieher 
HF, 

   

c) Kleinkindererzieherin / Kleinkinder-
erzieher, 

   

d) Fachfrau / Fachmann Betreuung 
EFZ Fachrichtung Behindertenbe-
treuung oder generalistische Ausbil-
dung, sofern sie den FaBe Switch 
Kurs für Umsteigerinnen / Umsteiger 
erfolgreich abgeschlossen haben. 

   

2 Andere pädagogische Ausbildun-
gen gemäss Anhang 1 werden in Kin-
derkrippen und Tagesstrukturen als 
anerkannte Ausbildungen anerkannt, 
wenn: 
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a) ausreichendes Fachwissen über das 
Kleinkindalter (für Kinderkrippen) o-
der über das Schulalter (bei Tages-
strukturen) erworben worden ist. 
Fachwissen ist ausreichend, wenn es 
an einer Bildungsinstitution während 
wenigstens 50 Präsenzstunden er-
worben wurde, sowie 

   

b) ausreichende Erfahrung in der Be-
treuung von Kindern im Vorschulalter 
bzw. im Schulalter vorliegt. Ausrei-
chende Erfahrung gilt als erworben, 
wenn die berufliche Betreuung von 
Kindern während mindestens 480 
Stunden oder durch die Betreuung 
von eigenen Kindern erfolgt ist. 

   

§  11 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Ausbildung 

   

1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
die Lehre als Fachfrau oder als Fach-
mann Betreuung absolvieren, gelten 
grundsätzlich als nicht-ausgebildetes 
Betreuungspersonal. 

   

2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
sich in einer berufsbegleitenden Aus-
bildung auf Tertiärstufe befinden, kön-
nen als ausgebildete Betreuungsper-
sonen eingesetzt werden, sofern die 
weiteren Anforderungen gemäss § 10 
Abs. 2 erfüllt sind. 
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3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
eine verkürzte Lehre als Fachfrau oder 
als Fachmann Betreuung absolvieren, 
können als ausgebildete Betreuungs-
personen eingesetzt werden, wenn sie 
während ihrer beruflichen Praxis von 
einer Berufsbildnerin oder einem Be-
rufsbildner oder einer ausgebildeten 
Betreuungsperson beaufsichtigt wer-
den. 

   

§  12 
Leitung 

   

1 Die Leitung einer Kinderkrippe oder 
einer Tagesstruktur muss: 

   

a) die Anforderungen gemäss § 10 
Abs. 1 erfüllen und 

   

b) über ausreichendes Fachwissen in 
Personal- und Betriebsführung ver-
fügen. 

   

2 Fachwissen in Personalführung ist 
ausreichend, wenn es durch eine Wei-
terbildung gemäss Anhang 1 erworben 
wurde. 

   

3 Leitungen von Kinderkrippen und 
Tagesstrukturen können den Erwerb 
des Fachwissens innert einer von der 
Bewilligungsinstanz anzusetzenden 
Frist nachholen. 
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§  13 
Ausländische Ausbildungen 

   

1 Ausländische Ausbildungen müssen 
von der zuständigen Stelle (in der Re-
gel eine eidgenössische Stelle, Staats-
sekretariat für Bildung, Forschung und 
Innovation) anerkannt sein. 

   

§  14 
Anforderungen an einen Ausbildungsort 

   

1 Ist die Kindertagesstätte vom Kanton 
als Ausbildungsort (Lehrort für die 
Ausbildung zur Fachperson Betreu-
ung) anerkannt, gelten zusätzlich die 
Weiterbildungsanforderungen ge-
mäss Art. 13 und Art. 14 der Verord-
nung des SBFI über die berufliche 
Grundbildung Fachfrau Betreuung / 
Fachmann Betreuung vom 16. Juni 
20055). 

   

2 Das für die Berufsbildung verantwort-
liche Personal (Lehrmeisterin / Lehr-
meister) ist für die Begleitung und An-
leitung der Lernenden in angemesse-
nem Umfang von der Betreuungsarbeit 
freizustellen. 

   

3 Pro Lernende oder Lernenden sind 5 
Stellenprozente zu reservieren. 

   

                                                   
5) SR 412.101.220.14 
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3.3 Räumlichkeiten und Umgebung         

§  15 
Kinderkrippen 

   

1 Die Ausstattung ist den Bedürfnissen 
angepasst, zweckdienlich und kinder-
sicher. 

   

2 Pro Kindergruppe stehen insgesamt 
rund 60 m2 zur Verfügung, die auf 
mindestens zwei flexibel nutzbare 
Räume für den Aufenthalt verteilt sind. 
Bei Vorliegen besonderer Umstände 
kann die Unterschreitung der Min-
destanzahl an Aufenthaltsräumen be-
willigt werden. 

   

3 Bei diesen Aufenthaltsräu-
men handelt es sich um wohnliche, 
sichere und gut überschaubare Räume 
mit ausreichendem Tageslicht, in de-
nen Essen, Spielen ebenso wie das 
Bewegungsspiel möglich sind. Zudem 
bieten die Räume Rückzugsmöglich-
keiten. 

   

4 Als nutzbare Räume für die Kinder 
können auch Nebenräume angerech-
net werden, sofern sie von den Kin-
dern genutzt werden dürfen (wie 
grosszügige Gänge). 
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5 Räume, die für eine permanente Nut-
zung ungeeignet sind (wie 
bei ungenügendem Licht, Keller) kön-
nen nur teilweise angerechnet werden, 
sofern sie für Kinderaktivitäten genutzt 
werden (wie Malatelier, Bewegungs-
raum, Werkstatt). 

   

6 Nicht angerechnet werden Räume, 
die ausschliesslich für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zur Verfügung 
stehen (wie Büro, Pausenraum). 

   

7 Zusätzlich zu den Aufenthaltsräumen 
für die Kinder sind die üblichen Neben-
räume vorhanden (wie Nasszellen, 
Küche, Garderobe, Stauräume). 

   

8 Es müssen in unmittelbarer Nähe 
(Gehdistanz 10 Minuten) geeignete 
Spiel- und Sportmöglichkeiten im 
Freien vorhanden sein. 

   

§  16 
Tagesstrukturen 

   

1 Die Ausstattung ist den Bedürfnissen 
angepasst, zweckdienlich und kinder-
sicher. 
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18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

2 Pro Kindergruppe stehen insgesamt 
rund 110 m2 zur Verfügung, die auf 
mindestens zwei flexibel nutzbare 
Räume für den Aufenthalt verteilt sind. 
Bei Vorliegen besonderer Umstände 
kann die Unterschreitung der Min-
destanzahl an Aufenthaltsräumen be-
willigt werden. 

Ein Teil der Trägerschaften for-
dert eine Differenzierung der 
Raumvorgaben beim Modul Mit-
tagstisch. 

Der Forderung der Flexibilisierung 
der infrastrukturellen Vorgaben 
über die Mittagszeit kann ent-
sprochen werden, sofern geeigne-
te zusätzliche Räumlichkeiten zur 
Verfügung stehen (weitere Auf-
enthaltsräume, Turnhallen, Biblio-
theken, etc.). 

2 Pro Kindergruppe stehen insge-
samt rund 110 m2 zur Verfü-
gung, die auf mindestens zwei 
flexibel nutzbare Räume für den 
Aufenthalt verteilt sind. Bei Vor-
liegen besonderer Umstände 
kann die Unterschreitung der 
Mindestanzahl an Aufenthalts-
räumen bewilligt werden  
 
3 Beim Modul Mittagsbetreuung 
können die notwendigen Flächen 
unterschritten werden, sofern 
über die Mittagszeit geeignete 
zusätzliche Räumlichkeiten zur 
Verfügung stehen. 

3 Bei diesen Aufenthaltsräu-
men handelt sich um wohnliche, siche-
re und gut überschaubare Räume mit 
ausreichendem Tageslicht, in denen 
Essen, Spielen, ungestörtes Lösen von 
Hausaufgaben ebenso wie das Bewe-
gungsspiel möglich sind. Zudem bieten 
die Räume Rückzugsmöglichkeiten. 

  4 Bei diesen Aufenthaltsräu-
men handelt sich um wohnliche, 
sichere und gut überschaubare 
Räume mit ausreichendem Ta-
geslicht, in denen Essen, Spielen, 
ungestörtes Lösen von Hausauf-
gaben ebenso wie das Bewe-
gungsspiel möglich sind. Zudem 
bieten die Räume Rückzugsmög-
lichkeiten. 

4 Als nutzbare Räume für die Kinder 
können auch Nebenräume angerech-
net werden, sofern sie von den Kin-
dern mitgenutzt werden dürfen (wie 
grosszügige Gänge). 

  5 Als nutzbare Räume für die Kin-
der können auch Nebenräume 
angerechnet werden, sofern sie 
von den Kindern mitgenutzt wer-
den dürfen (wie grosszügige 
Gänge). 
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18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

5 Räume, die für eine permanente Nut-
zung ungeeignet sind (wie wegen un-
genügendem Licht, Keller) können nur 
teilweise angerechnet werden, sofern 
sie für Kinderaktivitäten genutzt wer-
den (wie Malatelier, Bewegungsraum, 
Werkstatt). 

  6 Räume, die für eine permanente 
Nutzung ungeeignet sind (wie 
wegen ungenügendem Licht, Kel-
ler) können nur teilweise ange-
rechnet werden, sofern sie für 
Kinderaktivitäten genutzt werden 
(wie Malatelier, Bewegungsraum, 
Werkstatt). 

6 Nicht angerechnet werden Räume, 
die ausschliesslich für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zur Verfügung 
stehen (wie Büro, Pausenraum). 

  7 Nicht angerechnet werden Räu-
me, die ausschliesslich für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zur Verfügung stehen (wie Bü-
ro, Pausenraum). 

7 Zusätzlich zu den Aufenthaltsräumen 
für die Kinder sind die üblichen Neben-
räume vorhanden (wie Nasszellen, 
Küche, Garderobe, Stauräume). 

  8 Zusätzlich zu den Aufenthalts-
räumen für die Kinder sind die 
üblichen Nebenräume vorhanden 
(wie Nasszellen, Küche, Gardero-
be, Stauräume). 

8 Es müssen in unmittelbarer Nähe 
(Gehdistanz 10 Minuten) geeignete 
Spiel- und Sportmöglichkeiten im 
Freien vorhanden sein. 

  9 Es müssen in unmittelbarer Nä-
he (Gehdistanz 10 Minuten) ge-
eignete Spiel- und Sportmöglich-
keiten im Freien vorhanden sein. 

3.4 Sicherheit und Hygiene         

§  17 
Grundsätze 

   

1 Es müssen alle wichtigen Vorkehrun-
gen für die Sicherheit der Kinder ge-
troffen werden. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

2 Der Betrieb entspricht den gesetzli-
chen Bestimmungen (Bau- und Brand-
schutzbestimmungen) und ist beim 
kantonalen Amt für Verbraucherschutz 
AVS gemeldet. Die Räumlichkeiten 
müssen von der Bau- und Feuerpolizei 
abgenommen sein. 

   

3 Bei Neu- und Umbauten ist auf die 
Verwendung giftfreier Materialien zu 
achten. 

   

§  18 
Hygiene 

   

1 Der Betrieb verfügt über ein Hygie-
nekonzept. Das Konzept hält die wich-
tigsten Hygienegrundsätze fest und 
zeigt auf, wie diese im Alltag umge-
setzt werden. Der Betrieb entspricht 
den Hygienebestimmungen (Nachweis 
des Lebensmittelinspektorats). 

   

§  19 
Notfallkonzept 

   

1 Das Notfallkonzept hält Massnahmen 
und Abläufe fest, wie in verschiedenen 
Notfällen, Unfällen, bei Feuer und bei 
Erkrankungen vorzugehen ist. Die me-
dizinische Beratung und Versorgung 
ist gewährleistet. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

§  20 
Versicherungen 

   

1 Kindertagesstätten mit privater Trä-
gerschaft verfügen über eine ange-
messene Betriebshaftpflichtversiche-
rung. 

   

§  21 
Prävention von Gewalt und sexuellen Übergriffen 

   

1 Zur Prävention von Gewalt und se-
xuellen Übergriffen verlangt die Kinder-
tagesstätte von allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern vor der Anstellung 
einen aktuellen Strafregisterauszug, 
insbesondere den Sonderprivataus-
zug. 

   

2 Die Kindertagesstätte verfügt über 
fachliche Standards zur Prävention 
von Gewalt und sexuellen Übergriffen 
und für den Umgang mit entsprechen-
den Verstössen. 

   

4. Bewilligung         

§  22 
Grundsätze 

   

1 Kindertagesstätten in Aarau, die nicht 
von der Stadt geführt werden, bedür-
fen einer Bewilligung des Stadtrats. 
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18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

2 Kindertagesstätten, die von der Stadt 
Aarau selbst geführt werden, benöti-
gen gemäss Art. 13 PAVO keine Be-
willigung. 

   

3 Die Trägerschaft der Kindertagesstät-
te steht in regelmässigem Kontakt mit 
der Bewilligungs- und Aufsichtsinstanz. 

   

§  23 
Gültigkeit der Betriebsbewilligung 

   

1 Die Betriebsbewilligung wird der Trä-
gerschaft erteilt. Sie kann befristet und 
mit Auflagen versehen werden. 

   

2 Die Betriebsbewilligung wird in der 
Regel unbefristet ausgestellt. 

   

3 Einer Kindertagesstätte im Aufbau 
wird in der Regel eine befristete Bewil-
ligung erteilt. 

   

§  24 
Aufsichtsbesuche 

   

1 Alle zwei Jahre findet ein regulärer 
Aufsichtsbesuch statt. 

Pro Aarau und SP fordern, dass 
Aufsichtsbesuche jährlich durch-
geführt werden sollen.  

Die Forderung eines jährlichen 
Aufsichtsbesuches wäre grund-
sätzlich zu begrüssen, hätte aber 
eine Erhöhung der Verwaltungs-
kosten bzw. der Verwaltungsstel-
len zur Folge. Aus Kostengründen 
soll deshalb nicht über die eidge-
nössischen Vorgaben hinausge-
gangen werden. 

(Keine Änderung) 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

2 Bei ausserordentlichen Vorkommnis-
sen, die den Kinderschutz betreffen 
(wie Beschwerden der Eltern, Kinds-
misshandlungen), kann die Bewilli-
gungsinstanz unangemeldete Auf-
sichtsbesuche durchführen. 

   

§  25 
Zuständige Stelle innerhalb der Stadtverwaltung 

   

1 Die Sozialen Dienste sind die zu-
ständige Stelle innerhalb der Stadt-
verwaltung sowohl für die Abklärungen 
zur Betriebsbewilligung wie auch für 
die Aufsicht. 

   

2 Sie können bei Bedarf die Abklärun-
gen zur Betriebsbewilligung sowie 
auch die Aufsicht einer geeigneten 
Fachstelle delegieren. 

   

§  26 
Bewilligungsgesuch 

   

1 Das Bewilligungsgesuch ist so zu 
stellen und zu dokumentieren, dass 
überprüft werden kann, ob die in dieser 
Verordnung umschriebenen Bewilli-
gungsvoraussetzungen erfüllt werden. 

   

2 Das Gesuch ist spätestens drei Mo-
nate vor Eröffnung der Kindertages-
stätte oder vor dem Ablauf einer be-
stehenden befristeten Bewilligung ein-
zureichen. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

3 Bei Änderungen, die eine Bewilli-
gungsanpassung nötig machen, ist 
spätestens drei Monate im Voraus ein 
entsprechendes Gesuch einzureichen. 

   

4 Als solche Änderungen gelten insbe-
sondere: 

   

a) wesentliche Veränderungen der 
Räumlichkeiten, 

   

b) Änderungen betreffend Anzahl 
Gruppen oder Anzahl Plätze in den 
einzelnen Gruppen, 

   

c) Änderung der Trägerschaft.    

5 Die für die Abklärung der Betriebs-
bewilligung zuständige Stelle erstellt 
eine Vorlage für einen Bewilligungsan-
trag sowie eine Checkliste mit allen 
erforderlichen einzureichenden Unter-
lagen sowie weiteren Formularen, die 
die Zusammenstellung des Bewilli-
gungsgesuchs vereinfachen. 

   

6 Einem Bewilligungsantrag sind min-
destens folgende Unterlagen beizule-
gen: 

   

a) Allgemeine Betriebsunterlagen:    

1. Statuten oder Angaben zur Träger-
schaft (Rechtsform), 
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2. Auszug aus dem Handelsregister 
(falls vorhanden), 

   

3. Konzept mit sozialpädagogischen 
Grundsätzen, 

   

4. Betriebskonzept,    

5. Betriebsreglement,    

6. Reglement zu fachlichen Standards 
betreffend Prävention von Gewalt 
und sexuellen Übergriffen sowie dem 
Umgang mit den Verstössen, 

   

7. Tägliche Öffnungszeiten und jährli-
che Betriebstage. 

   

b) Kindergruppen: Anzahl und Grösse 
der Kindergruppen. 

   

c) Personal:    

1. Aktueller Stellenplan mit Funktion, 
Ausbildung und Anstellungsgrad, 

   

2. Nachweis der Ausbildungsunterla-
gen der pädagogisch ausgebildeten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Ko-
pien Abschlussdiplome, bei Ausbil-
dung im Ausland: Anerkennung 
Gleichwertigkeit), 

   

3. Nachweis über absolvierte Weiter-
bildung im Führungsbereich für die 
Leitung, 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen in Verordnung 

4. Sonderprivatauszug (Strafregister) 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

   

d) Finanzen:    

1. Erfolgsrechnung und Bilanz falls 
vorliegend, 

   

2. bei Neueröffnungen: Business-
plan/Entwicklungsbudget über min-
destens 3 Jahre, Belege zum Nach-
weis, dass die Finanzierung der Kin-
dertagesstätte gewährleistet ist. 

   

e) Räumlichkeiten und Umgebung:    

1. Grundrisspläne der Liegen-
schaft/Wohnung möglichst im Mass-
stab 1:100 mit übersichtlichen Anga-
ben zu Fläche (m2) und Nutzung pro 
Raum, 

   

2. Angaben zu Spielmöglichkeiten im 
Freien, 

   

3. Umnutzungsgesuch bei Bezug von 
Wohnungen. 

   

f) Hygiene/Sicherheit:    

1. Notfallkonzept (Vorgehen bei Notfäl-
len, Verhaltensregeln, Notfallplan, 
Notfalladressen), 

   

2. Hygienekonzept oder Hygie-
negrundsätze, 
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3. Abnahme der Räumlichkeiten durch 
Bau- und Feuerpolizei, 

   

4. Nachweis der Anmeldung beim Le-
bensmittelinspektorat, 

   

5. Nachweis der Betriebshaftpflichtver-
sicherung. 

   

5. Übergangs- und Schlussbestim-
mungen 

        

§  27 
Übergangsbestimmungen 

   

1 Betriebsbewilligungen, die gestützt 
auf die bisherigen Richtlinien erteilt 
wurden und befristet sind, bleiben in 
Kraft. 

   

2 Ist keine Frist in der Verfügung fest-
gehalten, sind die Kindertagesstätten 
verpflichtet, innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieser Qualitätsricht-
linien ein neues Gesuch einzureichen. 

   

§  28 
Inkrafttreten 

   

1 Diese Verordnung tritt am 1. Janu-
ar 2019 in Kraft. 

  1Diese Verordnung tritt am 
xx.xx.xxxx in Kraft. 
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 Die Grünen fordern die Definition 
von Mindestlöhnen in den Quali-
tätsstandards. 
 
SP und Pro Aarau fordern eine 
Änderung beim Einsatz von Prak-
tikant/Innen. 

Einführung von Mindestlöhnen, 
Einsatz von Praktikantinnen 
und Praktikanten 
Die Verordnung zu den Qualitäts-
standards leitet sich ab aus der 
eidgenössischen Pflegekinder-
verordnung (PAVO). Die PAVO 
hat zum Ziel, den Kinderschutz 
sicherzustellen und nicht die An-
stellungsbedingungen des Perso-
nals zu regeln. Der Einbezug von 
Mindestlöhnen für das Personal 
der Kitas ist nicht im Rahmen der 
Qualitätskriterien zu regeln. 
 
Die von Pro Aarau und der SP 
geforderte Änderung bei der An-
rechnung und dem Einsatz von 
Praktikantinnen kann mittelfristig 
geprüft werden. Die aktuelle Re-
gelung gilt zurzeit grundsätzlich 
für die ganze Schweiz. In den 
letzten Jahren hat jedoch bereits 
ein Abbau von Stellen für Prakti-
kantinnen und Praktikanten be-
gonnen. Ein Verzicht auf den Ein-
satz von Praktikantinnen und 
Praktikanten hätte für Aarau 
enorme Kostenfolgen.  
  
Ausserdem helfen Ausbildungs-
plätze für Betreuungspersonen 
mit, dass längerfristig qualifizier-
tes Bereuungspersonal zur Verfü-
gung steht. 

(Keine Ergänzung) 
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 Anhänge        

1 Bildung von Betreuungspersonen 
und Leitung 

        

II.    

Keine Fremänderungen.         

III.    

Keine Fremdaufhebungen.       

IV.    

Die Verordnung unter Ziff. I tritt am 1. 
Januar 2019 in Kraft.      

  Die Verordnung unter Ziff. I tritt 
am XX.XX.XXXX in Kraft. 

Aarau, xx.xx.xxxx    

Im Namen des Stadtrats 
  
Der Stadtpräsident 
Dr. Hanspeter Hilfiker 
  
Der Stadtschreiber 
Daniel Roth 

   

 


